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Die Regierungsvorlagen zur Regelung der kirchlichen Verhält— 
niſſe. Von Dr. Rittner, Privatdocent in Lemberg. 

Zu den Anſchauungen über Verwaltungsgerichtsbarkeit. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Weitere Strafandrohung kann den Inhalt eines polizeilichen Stvaferkenntniſſes bilden. 

Ein Lehrvertrag kann wegen Mangels der im § 90 Gew.-Ordg. vorgeſchriebenen 
Form von Amtswegen nicht als ungiltig angeſehen werden. 

Perſonalien. 

(Erledigungen. 


Die Kegierungsvorlagen zur Regelung der kirchlichen 
Verhältniſſe. 


Von Dr. Nittner, Privatdocent in Lemberg. 


In einer doppelten Richtung können die beim Reichsrathe ein- 
gebrachten Geſetzesvorlagen zur Regelung der kirchlichen Verhältniſſe 
(die ſogenaunten confeſſionellen Geſetzesvorlagen) ') einer kritiſchen Be⸗ 


handlung unterzogen werden. Man kann nämlich erſtens das Princip 


ſelbſt unterſuchen, auf welchem das neue Syſtem der Geſetzgebung 
aufgebaut werden ſoll. Man kann aber zweitens den principiellen 
Standpunkt des Geſetzgebers von vorn herein gelten laſſen und nun 
deſſen eigenen Maßſtab an ſein Werk anlegen, d. h. prüfen, inwie⸗ 
ferne die getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen mit den von ihm ſelbſt 
angenommenen oberſten Principien ſich im Einklang befinden. 

In dem gegenwärtigen Stadium unſerer Frage ſcheint nur der 
zweite Weg paſſend und praktiſch zu ſein. 

Kaum gibt es nämlich ein wiſſenſchaftliches Problem, das ſeit 
Jahrzehnten ſo oft und von ſo verſchiedenen Geſichtspunkten erörtert 
worden wäre als das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche. Nam— 
hafteſte Staats- und Kirchenrechtslehrer haben hier mitgeſprochen und 
ihre Doctrinen in Syſteme zuſammengeſtellt. Heute handelt es ſich alſo 
nicht darum Neues vorzubringen, ſondern es gilt, ſich für das eine 


oder andere Syſtem zu entſcheiden. Schreitet nun die Staatsgewalt 


an die legislatoriſche Regelung der kirchlichen Verhältniſſe, ſo iſt vom 
rein juriſtiſchen Standpunkte bloß die Forderung gerechtfertigt, daß 


überhaupt ein einheitliches, wiſſenſchaftlich begründetes Syſtem zu 


Grunde gelegt werde, während über die Wahl eines beſtimmten 
Syſtemes politiſche Erwägungen entſcheiden. Weder iſt es aber Sache 


a Die Titel der vier vorgelegten Geſetzentwürfe lauten: 1. Geſetz, womit 
neue Beſtimmungen zur Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen 


Kirche erlaffen werden 2. Geſetz über die äußeren Rechteverhältniſſe der klösterlichen 
Genoſſenſchaften. 3. Geſetz mit welchem behufs Bedeckung der Bedürfniſſe des katho⸗ 
liſchen Cultus die Beiträge des Pfründenvermbgens zum Religionsfond neu geregelt 
werden. 4. Geſetz, betreffend die geſetzlich 8 


e Anerkenunng von Religionsgeſellſchaften. 
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eines juridiſchen Fachblattes für irgend eine politiſche Richtung Pro— 
ſelyten zu machen, noch würde ihm dies in einer Frage gelingen, die 
in den maßgebenden Kreiſen längſt ſchon feſte Formen angenommen 
und bei der jeder, der das Wort ergreift, höchſtens ſeine Parteige— 
noſſen zu beſtärken, nie ſeine Gegner zu überzeugen hoffen darf. 

Nun ſagen wir es gleich: die Forderung, eine wiſſenſchaftlich 
begründete Theorie als Baſis anzunehmen, hat die Regierung in ihren 
Vorlagen in vollem Maße erfüllt und es wäre ein höchſt oberfläch⸗ 
liches Urtheil — wiewohl es in den politiſchen Tagesblättern hie 
und da bereits auftauchte — aus dem Umſtande, daß die Entwürfe 
die beiden extremen Theorien, das ſogenannte joſephiniſche und das 
| americanifche Syſtem verwerfen, auf den Mangel eines Syſtems über⸗ 
haupt zu ſchließen. Höchſtens hat das in den Vorlagen acceptirte 
Syſtem das Unglück, daß ſich für dasſelbe noch kein allbekanntes 
Schlagwort gebildet hat und es daher der großen Menge nicht ges 
läufig iſt. 
| Es wäre für uns ſehr verlockend, das in den Regierungsvor⸗ 
lagen zur Geltung gebrachte Syſtem auseinanderzuſetzen und dann 
deſſen Entwicklung und Stellung in der wiſſenſchaftlichen Literatur 
zu verfolgen. Aber Erſteres müßte nothwendig weit hinter der klaren, 
faßlichen, in jeder Beziehung ausgezeichneten Darſtellung, welche uns 
die Motive zu den Geſetzentwürfen bieten, zurückbleiben, ſo daß es 
zweckmäßiger erſcheint, einfach auf die Motive zu verweiſen — auf 
das Zweite müſſen wir verzichten, weil es ſich uns vor Allem darum 
handelt, dieſer kurzen Abhandlung eine möglichſt praktiſche Bedeutung 
zu verleihen. — Wir übergehen alſo zur ſpeciellen Beſprechung der 
Geſetzes vorlagen. ’ 

Vorerſt ſei es uns gegönnt, mit derſelben Aufrichtigkeit, mit 
der wir ſoeben der formellen Faſſung der Motive unſere volle An⸗ 
erkennung gezollt, andererſeits zu bekennen, daß die Codificirung ſelbſt 
| eine minder glückliche iſt. Mitunter ſcheint ein und der andere Para⸗ 
graph nur ſo leicht hingeworfen und findet erſt in den Motiven ſeine 
Ergänzung. Aber man ſollte nicht vergeſſen, daß die Bedeutuug, welche 
unſtreitig den Motiven eines Geſetzentwurfes zukommt, ſich nachdem 
der Entwurf zum Geſetze geworden, allmälig vermindert, daß das 
Geſetz eine ſelbſtſtändige Eriſtenz für ſich erlangt und aus ſich ſelbſt 
interpretirt werden will, daß namentlich die Praxis ſich an den Wort⸗ 
laut des Geſetzes hängt ‚uud daher bei einer nicht präciſen Faſſung 
‚ tem Geſetze eine dem Willen des Geſetzgebers widerſprechende Deutung 
gegeben werden kann. a 
Die wichtigfte unter den eingebrachten Vorlagen iſt ohne Zweifel 
der Entwurf zu einem „Geſetz, womit neue Beſtimmungen zur Re⸗ 
gelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche erlaſſen 
werden“. Wir werden uns zunächſt mit dieſem Geſetzentwurfe be⸗ 
ſchäftigen. 

Der erſte Abſchnitt des ebenerwähnten Geſetzes enthält Beſtim⸗ 
mungen über den Einfluß des Staates auf die Beſetzung der kirch⸗ 
lichen Aemter und Pfründen. ö 
| Es iſt zu bedauern, daß die oben gerügte Mangelhaftigkeit der 


Codificirung uns gleich an der Schwelle des Geſetzes (§ 1) entgegen⸗ 
tritt. Wir führen § 1 nach dem Wortlaute an: 

„Bei der Bewerbung um kirchliche Aemter und Pfründen dürfen 
nur ſolche Erforderniſſe in Anſpruch genommen werden, welche in 
den allgemeinen Staats- oder Kirchengeſetzen oder in beſonderen 
ſtiftungsmäßigen Anordnungen gegründet ſind.“ 

Von ſelbſt ergibt ſich die Frage: iſt dies eine Norm für die 
Kirchen- oder für die Staatsgewalt? Die ganz allgemeine Faſſung 
läßt ſowohl die eine wie die andere Deutung zu. Nimmt man alſo 
bloß den Wortlaut zu Rathe — und wir ſind wohl berechtigt, dies 
zu thun — ſo könnte erſtlich der $ 1 dahin verſtanden werden, daß 
die Kirche von Staatswegen verpflichtet iſt, bei Verleihung der Aemter 
und Pfründen nicht nur die in den Staatsgeſetzen, ſondern auch die 
in den allgemeinen Kirchengeſetzen oder beſonderen ſtiftungsmäßigen 
Anordnungen gegründeten Erforderniſſe in Anſpruch zu nehmen, und 
daß fie wieder anderſeits über dieſe Erforderniſſe hinaus nicht gehen 
kann („nur ſolche Erforderniſſe“). Darnach könnte die Staatsgewalt 
die Beſetzung aus kirchenrechtlichen Motiven anfechten, könnte auch 
dem Biſchofe verwehren, ſtrengere Erforderniſſe, als das jus commune 
feſtſetzt, aufzuſtellen. Dieſe Conſequenzen nun liegen dem Geſetzgeber 
ganz ferne, weil die Motive als maßgebenden Geſichtspunkt den Grunde 
ſatz aufſtellen, daß die neuen Gelege das kirchliche Leben nicht direct 
beſtimmen, ſondern nur beſchränken ſollen, und als Correlat 
dieſes Grundſatzes auch ausdrücklich anführen, daß es der Kirche über— 
laſſen iſt, die Erforderniſſe zur Erlangung kirchlicher Aemter und 
Pfründen zu beſtimmen und daß das Staatsgeſetz daneben auch jene 
Erforderniſſe normirt, auf welche der Staat aus öffentlichen Rückſichten 
Werth legt. (Motivenbericht S. 35.) 

ft ſomit der § 1 keine Norm für die Kirche, ſo iſt er dies 
vielleicht für die ſtaatliche Cultusverwaltung? Seine Bedeutung wäre 
dann die, daß der Staat Einſpruch gegen eine Beſetzung erheben 
kann, welche entweder den Staats- oder den allgemeinen Kirchenge— 
ſetzen oder ſtiftungsmäßigen Anordnungen widerſpricht. Das iſt aber 
wieder nicht wahr, denn die rechtlichen Gründe des Einſpruches ſind 
in den §§ 3 und 6 (tm Verbindung mit § 2) taxativ aufgezählt, 
io daß dem gegenüber die vage Faſſung des § 1 nothwendig zurück⸗ 
treten muß. 

So folgt denn aus den Worten des § 1 etwas ganz anderes, 
als was der Geſetzgeber eigentlich ſagen wollte. Fragt man aber, 
wie dieſer Paragraph beſſer gefaßt werden ſoll, ſo antworten wir: 
indem er ganz geſtrichen wird. Das Geſetz wird ſicherlich dadurch 
nichts an Deutlichkeit verlieren, während allenfalls der Möglichkeit 
ganz irrthümlicher Interpretationen dadurch vorgebeugt wäre. 

Ueberhaupt möchten wir alle jene Paragraphe der Vorlage gern 
weggelaſſen ſehen, welche nach der Verſicherung des Motivenberichtes 
allgemeine Principien enthalten. Die Faſſung aller dieſer allgemeinen 
Paragraphe iſt, wie wir dies noch zu zeigen Gelegenheit haben werden, 
unglücklich ausgefallen, und dies liegt zum Theil in der Natur der 
Sache. Das Geſetz ſoll uns nicht theoretiſche Ausſprüche, ſondern feſt— 
begrenzte Beſtimmungen bringen; es iſt dann Sache der Theorie, der 
wiſſenſchaftlichen Interpretation aus den einzelnen Beſtimmungen die 
allgemeinen Principien abzuleiten. Für tbeoretiſche Auseinanderſetzungen 
iſt übrigens in dem Motivenberichte Raum genug: das Geſeßz ſoll 
nicht lehren, ſondern befehlen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Zu den Anſchauungen über Berwaltungsgerichts- 
barkeit. 


(Schluß.) 


Was nun die weitere Frage anbelangt, wie die mit der Recht— 
ſprechung in Adminiſtrativ-Juſtizſachen beauftragten Staatsbehörden zu 
organifiren find, jo iſt Sarwey der Meinung — er hat bei feiner 
diesfälligen Erörterung allerdings zunächſt die Verhältniſſe und die 
ſchon beſtehenden Einrichtungen in Württemberg im Auge —, daß 
es zweckmäßig ſei, die Adminiſtrativ⸗Rechtsſachen in den unteren 
Inſtanzen denjenigen Staatsbehörden als Verwaltungsgerichten zu⸗ 
zuweiſen, welchen zugleich Verwaltungsbefugniſſe zukommen, als letzte 


26 


— —— H—— —— — — ——— äüGüä . — - — . — 


und höchſte Inſtanz aber einen Verwaltungsgerichtshof als beſonderen 
Gerichtshof aufzuſtellen. N 

Obwohl Sarwey die Verwaltungs⸗Rechtspflege als einen Theil 
der Rechtſprechung auffaßt, fo wehrt er ſich doch enkſchieden gegen die 
Uebertragung der richterlichen Gewalt in dieſen Angelegenheiten an die 
beſtehenden Civilgerichte, und ſchließt ſich in dieſer Beziehung der 
Meinung Gneiſt's an, welcher jagt, daß Jedermann doch nur entſcheiden 
könne, was er verſteht, von Grund aus verſteht und nicht bloß aus 
Geſetzen und Büchern verſteht, ſondern aus lebendiger und langjähriger 
Anwendung, und welcher ferner meint, daß die Ausbildung unſerer 
Richter ſo wie deren tägliche Beſchäftigung ihnen nicht die nöthigen 
Kenntniſſe, Anſchauungen und Erfahrungen bringen, deren es doch 
nun einmal bedarf, um über Angelegenheiten von Commune- und Kreis⸗ 
verbänden, über Sicherheits-, Wohlfahrts-, Geiundheits-, Sittenpolizei, 
über Armen⸗ und Wegeverwaltungsſyſtem, Heeres: und Landwehr⸗ 
verwaltungsfragen u. dgl. zu entſcheiden. Wie man es für nothwendig 
gefunden habe, die Civil⸗ und Strafgerichte zu trennen, Schwurgerichte, 
Handelsgerichte, Ehegerichte mit der Rechtſprechung über beſtimmte 
Claſſen von Rechtsſachen zu beauftragen, ebenſo liege es in der Natur 
der Sache, daß die Errichtung beſonderen Verwaltungsgerichte für die 
Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes ein Bedürfniß iſt. 

Die Mannigfaltigkeit und die Wandelbarkeit der thatſächlichen 
Verhältniſſe auf dem Gebiete des öffentlichen Lebens, die vielfachen 
Schwierigkeiten für ſie ebenſo wie für die Privatrechtsverhältniſſe den 
Rechtsſtoff im Wege umfaſſender Geſetzgebung zu regeln, das ſtete 
Ineinandergreifen von allgemeinen Normen und von beſonderen durch 
das öffentliche Intereſſe und das öffentliche Wohl verlangten Maß⸗ 
regeln ſtellen an denjenigen, welcher über dieſe Verhältniſſe urtheilen 
ſoll, Forderungen, welchen eine allgemeine rechtswiſſenſchaftliche Bildung 
und die Thätigkeit in Civil⸗ und Strafgerichten oder der Advocatur 
in der Regel nicht gerecht werden kann. Nur die eigene Anſchauung, 
die Selbſtthätigkeit auf dem Gebiete der öffentlichen Verwaltung im 
Gegenſatze zur reinen Rechtſprechung, die Bekanntſchaft mit dem öffent⸗ 
lichen Leben, ſeinen Triebfedern, ſeinen Intereſſen und feinen Bedurf⸗ 
niſſen, die Sammlung von zahlreichen Erfahrungen auf dem Gebiete 
der Verwaltungsrechtſprechung ſelbſt geben die Gewähr, daß auch 
Rechtsfragen auf dieſem Gebiete in dem Geiſte und Sinne der Geſetz— 
gebung und der Geſammtheit entſchieden werden. 

Was ſich aber aus dieſen ſubjectiven, in der Perſönlichkeit der 
Richter liegenden Gründen als zweckmäßig empfiehlt, wird nicht weniger 
durch objective Gründe, durch die Natur der Sache, durch die Eigen— 
thümlichkeiten der Adminiſtrativjuſtiz zu einer zwingenden Forderung. 
Die Grundprincipien des Civilverfahrens, welche aus dem Gegenüber: 
ſtehen zweier vor dem Richter gleichberechtigten Perſönlichkeiten, der 
Parteien, und aus der Vorausſetzung ſich ergeben, daß lediglich verzicht- 
bare Anſprüche den Gegenſtand der Verhandlung bilden, der Schriften— 
wechſel, die Rede und Gegeurede, die Verhandlungsmaxime, das Be— 
weisverfahren, die Feſthaltung der unabänderlichen Inſtauzenfolge 2c. 
laſſen auf einen großen Theil öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten keine 
unmittelbare Anwendung zu. Die Mannigfaltigkeit der in den Kreis 
des öffentlichen Rechtes fallenden menſchlichen Verhältniſſe iſt ſo groß, 
daß es ſchlechthin als unzuläſſig erkannt werden muß, das Verfahren 
über dieſelben durchaus unter die Formen des Civilproceſſes zu ſtellen. 
Dies zu zeigen genügt die Hinweiſung auf einige Eigenthümlichkeiten 
dieſer Streitigkeiten. 

Die civilproceſſualiſchen Grundſätze haben die Aufgabe, neben 
dem Verhältniß der Parteien zu dem Richter das Verhältniß zweier 
gegenüberſtehenden Parteien zu einander zu ordnen. Allerdings gibt 
es nun auch Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes, in welchen ſich 
zwei gleichberechtigte Parteien gegenüber ſtehen. Allein eine Reihe von 
adminiſtrativ⸗contentiöſen Fällen, welche nicht einmal die Minderzahl 
bilden, hat die Eigenthümlichkeit, daß es an dem Gegenüberſtehen 
zweier rechtlich gleichſtehender Parteien fehlt. In allen Fällen, in 
welchen ein Einzelner behauptet, in ſeinem Rechte durch eine von der 
Verwaltung ergangene Verfügung verletzt zu fein, welche nicht uns 
mittelbar einem anderen Einzelnen zum Vortheile gereicht oder von 
ihm hervorgerufen iſt, fehlt es formell oder äußerlich betrachtet, an 
einer Gegenpartei. Wenn A. behauptet, durch die Verweigerung der 
polizeilichen Erlaubniß zur Ausführung eines Baues im Widerspruch 
mit den Baupolizeigeſetzen, durch die Beiziehung zu einer keſtimmten 
Beſteuerungsart, durch die Nichtaufnahme in eine Wählerliſte, durch 
die Nichtanerkennung der paſſiven gemeindebürgerlichen Wahlfähigkeit 


an 


u. ſ. f. verletzt zu ſein, iſt es rein zufällig, ob ihm ein Einzelner 5 
gegenüberſteht. In den meiſten Fällen liegt nur die Verfügung der 
öffentlichen Gewalt vor, gegen welche | N 
iſt die Behörde welche vermöge der öffentlichen Gewalt gehandelt, hat, 
und welcher der Beſchwerdeführer das Recht hiezu beſtreitet, weil fie 
ſein Recht verletzt habe, ſeine Gegenpartei. Aber es iſt ſchlechthin un⸗ 
zuläſſig, ſie auch formell in die Stellung der Gegenpartei zu bringen. 
Dies würde die Stellung derſelben in einer ihre Aufgabe gefährdenden 
Weiſe unzweifelhaft verkehren. Nicht dadurch, daß nach dem Geſetze 
und Recht über eine als das ſubjective Recht des Beſchwerdeführers 
verletzende Verwaltungsverfügung geurtheilt wird, wohl aber dadurch 
würde die Auctorität der Verwaltungsbehöͤrden und der Staatszweck 
gefährdet, daß dieſe von jedem Einzelnen, der ſich verletzt glaubt, in 
die Stellung einer ihm gleichſtehenden Gegenpartei gebracht werden 
könnte. 

Allerdings könnte ähnlich, wie dies im Strafverfahren der Fall 
iſt, durch Aufſtellung eines mit der Vertretung des öffentlichen Intereſſes 
vor Gericht beauftragten Organs die Möglichkeit einer Parteiverhand⸗ 
lung erreicht werden. Allein dieſen Apparat in das Adminiſtrativ⸗ 
Juſtizverfahren ausnahmslos einzuführen, nur um nach der theoretiſchen 
Schablone gewiſſen im Civilverfahren ganz unentbehrlichen Proceß⸗ 
vorſchriften genügen zu konnen, ſcheint nicht gerechtſertigt. Es würde 
biedurch vor Allem ein ganz überflüſſiger Mehraufwand von nicht un⸗ 
bedeutendem Betrage für die Staatsverwaltung nothwendig. Sodann 
wäre dieſe Einfügung eines weiteren Gliedes in den Staatsorganismus 
nicht unbedenklich, da es keinem anderen, als dem mit der Verwaltung 
unmittelbar betrauten Organ anheimgegeben werden kann, das öffent⸗ 
liche Intereſſe zu wahren und die mit einem beſonderen Organe zur 
Vertretung vor Gericht nothwendig verbundenen Weiterungen nur 
abe Wirken könnten. Will man aber nicht zu dieſer mit einem 
a 0 91 0 ee verbundenen, die Unabhängigkeit der Staats⸗ 
fm en ihre unerläßliche Selbſtthätigkeit lähmenden 
910 Aon ſo iſt eben hiemit für einen großen Kreis 

Nas iniſtrativ⸗Juſtizfällen die Unanwendbarkeit der Civilproceß⸗ 
geſetze gegeben. Die Forderung eines beſonderen Verfahrens, welches 
bienach den Adminiſtrativ⸗Rechtsfällen eigenthümlich fein muß, recht⸗ 
fertigt aber ſchon an ſich eben fo gewiß die Verweiſung an beſondere Gerichts⸗ 
behörden, wie man im Hinblick auf die Nothwendigkeit verſchiedener 
Proceßarten vielfach die Competenz der Civilgerichte verſchieden abzu⸗ 
grenzen ſich veranlaßt geſehen hat. 

Für die Zuweiſung der Adminiſtrativ-Rechtsſachen an diejenigen 
Behörden als Verwaltungsgerichten, welchen zugleich Verwaltungs⸗ 
befugniſſe zukommen, ausgenommen die letzte, oder höchſte Inſtanz, 
iprechen nach Sarwey's Meinung auch ferner noch beachtenswerthe Zweck— 
mäßigkeitsgründe. Es gebe kaum eine in das Gebiet der Adminiſtrativjuſtiz 
fallende Streitigkeit, welche nicht ihren erſten Grund oder ihre vor— 
läufige Eutſcheidung in der Verwaltungsmaßregel einer öffentlichen 
Behörde finden würde. Dieſe von einem Einzelnen oder einer Cor— 
poration für beſchwerend erkannte Verfügung kann nun in der Regel 
von zwei Geſichtspunkten aus, einmal vom Standpunkte der Verletzung 
eines ſubjectiven Rechtes, ſodann vom Standpunkte ihrer adminiſtra⸗ 
tiven Unzweckmäßigkeit oder Ungeſetzmäßigkeit aus angegriffen werden. 
Würde aber, wie die Gegner der Admintiſtrativjuſtiz wollen, dieſelbe 
an die Gerichte verwieſen, ſo müßten auch die beiden Fragen getrennt 
und beſtimmt werden, daß entweder ohne Rückſicht auf das Beſchwerde— 
recht bei den vorgeſetzten Verwaltungsbehörden wegen jeder ſolchen 
Verfügung ſofort der Richter angerufen oder daß zunächſt der Be⸗ 
ſchwerdeweg bei den höheren Verwaltungsinſtanzen erſchöpft ſein müſſe, 
oder daß es dem Einzelnen uͤberlaſſen bleibe, wann er den Richter 
anrufen wolle. Wenn beiſpielsweiſe einer Gemeinde die Leiſtung zur 
Unterhaltung eines öffentlichen Weges auferlegt wird, ſo kann dieſelbe 
dieſe Leiſtung als eine unnöthige, d. h. vom Standpunkte der tech⸗ 
niſchen Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit aus oder deßhalb angreifen, 
weil nicht ſie, ſondern ein anderes Rechtsſubject hiezu verpflichtet ſein 
ſoll. Die letztere Frage kann ganz dahingeſtellt bleiben, wenn aus 
dem erſten Grunde die Verfügung aufgehoben wird. Ebenſo kann die 
erſte Frage ſich von ſelbſt erledigen, wenn die letzte im Sinne der 
betreffenden Gemeinde entſchieden wird, weil der an deren Stelle Ver⸗ 
pflichtete möglicherweiſe die erſte Einwendung gar nicht erhebt. Es 
wäre eben deßhalb ganz unzweckmäßig, eine allgemeine Vorſchrift über 
die Reihenfolge, in welcher dieſe Fragen zu entſcheiden ſeien, geſetzlich 
feſtzuſtellen. Wenn aber die Reihenfolge der Schritte den ſich für 
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verletzt haltenden Einzelnen oder Corporationen überlaffen würde, fo 
wäre die Folge, daß möglicherweiſe ein ganz unnöthiger Rechtsſtreit 


ein Angriff gerichtet iſt. Sachlichf durchgeführt würde. Dies kann nun allerdings auch bei bürgerlichen 


Rechtsſtreitigkeiten vorkommen. Allein hier iſt das öffentliche Intereſſe 
nicht in dem Maße bei der Vermeidung unnöthiger Proceffe betheiligt, 
als bei den Gegenſtänden des öffentlichen Rechtes. Zwar könnte in 
einem ſolchen Falle, wie dies im Civilverfahren bei einzelnen Streitig— 
keiten vorkommt, durch die Zulaſſung proviſoriſcher Maßregeln oder 
durch eine proviſoriſche Entſcheidung über die Leiſtungspflicht ein Aus⸗ 
weg gefunden werden. Allein dies hätte das weſentliche Bedenken gegen 
ſich, daß ſolche proviſoriſche Entſcheidungen Ausnahmemaßregeln bleiben 
müſſen und nur von derjenigen Behörde getroffen werden follten, 
welche ſpäter in der Sache ſelbſt definitiv entſcheidet. Das badiſche 
Verwaltungsgeſetz allerdings hat auch ſchon in erſter Inſtanz die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege und die Verwaltung getrennt. Der § 5 ordnet 
die Zuſtändigkeit des Bezirksrathes als Verwaltungsgericht erſter In⸗ 
ſtanz, der § 6 ſeine Zuſtändigkeit als Verwaltungsbehörde. Allein 
dieſe Trennung iſt nur eine ſachliche mit ihren Folgen bezüglich des 
Verfahreus. Dadurch, daß dieſelbe Behörde zugleich die entſcheidende 
und verwaltende iſt, wird dasjenige erreicht, was nach Obigem aus 
Zweckmäßigkeitsgründen von einer Rechtspflege auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes mit Ausnahme derjenigen Inſtanz gefordert werden 
muß, gegen deren Entſcheidung keine weitere Beſchwerde ſtatthaft iſt. 

Was endlich die in der Stellung der Richter liegende Garantie 
für die Rechtſprechung anbelangt, jo zieht Sarwey diesfalls auch nur 
die letzte Inſtanz in Betracht. 

In Württemberg und Baden ſei die Thätigkeit der mit der 
Verwaltungsrechtspflege beauftragten Behörden in letzter Inſtanz (in 
Württemberg der Geheimrath, in Baden der Verwaltungsgerichtshof) 
eine von der Verwaltung unabhängige Rechtſprechung, ein Richten 
im wahren Sinne des Wortes. Dieſe Behörden unterſcheiden ſich 
von den Gerichten ſonach nicht durch die ihnen obliegende Thätigkeit, 
wohl aber unterſcheiden ſie ſich durch ihre öffentlich-rechtliche Stellung, 
indem ſie nicht alle diejenigen Rechte haben, mit welchen man die 
Richter zur Wahrung der Unabhängigkeit der Rechtſprechung ausſtatten 
zu müſſen glaubte. 

Man habe, meint Sarwey, in der Theorie und Praxis den 
Werth gerade diefer Garantien vielleicht zu hoch angeſchlagen. Es 
gebe trotz derſelben noch immer Mittel genug, auf die Richter einzu⸗ 
wirken, wenn nicht ihre eigene Gewiſſenhaftigkeit und Ehrenhaftigkeit, 
der ganze Geiſt des Staates und Volkes fie vor ſolchen Einflüffen 
ſchützt. Wie ſehr überhaupt in dem Verfaſſungsſtaate die Natur der 
Sache ſelbſt und das öffentliche Rechtsbewußtſein auch ohne jene Ga⸗ 
rantie des Amtes die Unabhängigkeit der Rechtſprechung zu wahren 
die Kraft hatte, nachdem die Cabinetsjuſtiz grundſätzlich beſeitigt war, 
zeige ſich unter Anderem in der Rechtſprechung des k. Geheimrathes 
in Württemberg. Obwohl die Mitglieder dieſes ſeit dem Jahre 1819 
beinahe in allen Verwaltungsrechtsſtreitigkeiten die höchſte Inſtanz 
bildenden Collegiums nach § 57 der württembergiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde eutlaßbar ſind, iſt doch niemals eine Beſchwerde darüber laut 
geworden, daß deſſen Nechtſprechung ſich von äußeren Einflüſſen ab- 
hängig gemacht habe. 

Wenn man gleichwohl für die künftige Geſtaltung der Admi— 
niſtrativjuſtiz die Forderung erheben wolle, daß die Geſetze über die 
Rechtsverhältniſſe der Richter auch auf die Mitglieder des Verwal 
tungsgerichtshofes ausgedehnt werden, fo geſchehe dies nicht im In⸗ 
tereſſe der Unabhängigkeit der Rechtſprechung, die ohne dieſe Aufer- 
lichen Garantien beſtehen kann, ſondern nur im Intereſſe der Aucto— 
rität dieſer Richterſprüche und um ſie gegen Verdächtigungen zu 
ſchützen. Lr. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Weitere Strafandrohung kann den Inhalt eines polizeilichen Straf⸗ 
erkenntniſſes bilden. 


Johann A., Mautheinnehmer in S., wurde mittelſt des in 
Uebereinſtimmung mit zwei Gemeinderäthen gefällten Erkenntniſſes 
des Gemeindevorſtandes von S. ddo. 27. September 1872 wegen 
Uebertretung des aus öffentlichen Rückſichten ihm ſpeciell dreimal 


mündlich kundgethanen Verbotes des Grabens und Eimpflöckens eines 
Mauthſchranken⸗Sperrſtockes zwiſchen der Reichsſtraße und dem Wirth: 
ſchaftsgebäude der Herrſchaft P. „zu einer Geldſtrafe von 5 fl. even- 
tuell zu 24ſtündigem Arreſte verurtheilt; überdies zur Einbringung 
dieſer Geldſtrafe die executive Pfändung, Schätzung und Feilbietung 
der Fahrniſſe des A. bewilligt und weiters dem A. unter Andro⸗ 
hung einer weiteren Geldſtrafe von 10 fl. eventuell 48 Stunden 
Arreſt die Zurückverſetzung des beſchädigten und aufgegrabenen Gruns 
des in den vorigen Stand aufgetragen, ſowie jedes weitere Graben 
oder jede ſonſtige Herrichtung dortſelbſt neuerdings unterſagt“. 

Ueber Berufung des Johann A. hat die Bezirkshauptmannſchaft 
das Erkenntniß des Gemeindevorſtandes von S. aufgehoben, die Lan— 
desregierung jedoch „unter Behebung des bezirkshauptmannſchaftlichen 
Erkenntniſſes das Erkenntniß des Gemeindevorſtandes in S. ddo. 
27. September 1872 ſowohl im Punkte der Schuld als der Strafe, 
jedoch mit der Abänderung aufrecht erhalten, daß die Exequirung 
desſelben erſt nach ſeiner Rechtskraftigwerdung und rückſichtlich der 
Rechtskräftigwerdung dieſer Entſcheidung der Landesregierung ſtattfin— 
den könne. Belangend jenen Theil des angeführten Erkenntniſſes des 
Gemeindevorſtandes von S., womit dem A. unter Androhung einer 
weiteren Geldſtrafe von 10 fl. (eventuell 48 Stunden Arreſt) die 
Zurückverſetzung des beſchädigten, beziehungsweiſe aufgegrabenen Grun— 
des in den vorigen Stand aufgetragen, ſowie auch jedes weitere 
Graben oder jede ſonſtige Herrichtung auf dieſem Grunde unterſagt 
wurde, ſo gehört derſelbe als eine ortspolizeiliche Verfügung nicht in 
das Straferkenntniß und im Inſtanzenzuge nicht in die Competenz 
der politiſchen Behörden, ſondern in die der autonomen Berufungs⸗ 
organe, was mit dem Beifügen bemerkt wird, daß dieſer Theil des 
Erkenntniſſes des Gemeindevorſtandes in S. aus eben dieſem Grunde 
durch dieſe Regierungsentſcheidung nicht berührt wird“. 

Zufolge des Miniſterialrecurſes des Johann A. hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern unterm 26. Juli 1873, 3. 6852, die Entſchei⸗ 
dung der Landesregierung, inſoweit Johann A. zu einer Geldſtrafe 
von 5 fl., eventuell zu 24ſtündigem Arreſte verurtheilt und inſoweit 
ferner mit derſelben Entſcheidung in Abänderung des eitirten Erkennt- 
niſſes des Gemeindevorſtandes von S. ausgeſprochen worden iſt, daß 
die Exequirung des in Rede ſtehenden Straferkenntniſſs erſt, nachdem 
dasſelbe in Rechtskraft erwachſen fein wird, ſtattfinden könne, aus den 
der angefochtenen Landesregierungs-Entſcheidung in beiden erwähnten 
Punkten zu Grunde liegenden Motiven beſtätigt; dagegen die Ent: 
ſcheidung der Landesregierung in jenem Punkte abgeändert, welcher 
die Competenz der autonomen Organe zur Entſcheidung über den 
gleichfalls recurrirten dritten Theil des Erkenntniſſes des Gemeinde⸗ 
vorſtandes in S. ausſpricht und die in dieſem Punkte des mehrbezo⸗ 
genen Gemeindeerkenntniſſes ausgeſprochene Strafandrohung für den 
Fall der Nichtbeachtung des darin enthaltenen Auftrages reſp. Ver⸗ 
botes aufrecht erhalten, „weil dieſe Androhung mit dem Straferkennt⸗ 
niſſe in der Hauptſache im engſten Zuſammenhange ſteht“. > 


Ein Lehrvertrag kann wegen Mangels der im $ 90 Gew.⸗Ordg. 
vorgeſchriebenen Form von Amtswegen nicht als ungiltig ange⸗ 
ſehen werden. 


Thomas Z. kam in die Lehre zum Zeugſchmiede Franz P. in 
K., ohne daß bei der Aufnahme dieſes Lehrlings ein Vertrag vor der 
Genoſſenſchaft oder Gemeindevorſtehung im Sinne des § 90 der 
Gewerbeordnung abgeſchloſſen wurde; es fand bloß eine mündliche 
Verabredung zwiſchen dem Lehrherrn und dem Vater des Lehrlings 
ftatt, mit welchem nebſt Anderem die Lehrzeit auf vier Jahre feſtgeſetzt 
wurde. Nach Verlauf von zwei Jahren entwich aber Thomas Z. heimlich aus 
der Lehre, wodurch ſich P. veranlaßt ſah, beim Stadtmagiſtrate in K. 
die Entweichung feines Lehrlinges anzuzeigen und um die Requiri— 
rung desſelben, nöthigenfalls im Zwangswege, anzuſuchen. 

Der Stadtmagiſtrat ſchöpfte unter Berufung auf § 101 der 
Gewerbeordnung das Erkenntniß, daß das Lehrverhältniß zwiſchen 
Franz P. und Thomas 3. fortbeſtehe und Letzterer bei Vermeidung 
der zwangsweiſen Rückſtellung ſogleich in die Lehre zum Erſteren 
zurückzukehren habe, weil das Lehrverhältniß ſowohl vom Vater des 
Thomas 3. als auch von dieſem anerkannt wurde, ein geſetzlicher 
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Grund zur Auflöſung desſelben im Sinne des § 96 der Gewerbe 
ordnung nicht vorhanden ſei. 

Ueber Recurs des Vaters des Lehrlings hob die Landesregie⸗ 
rung das Erkenntniß des Stadtmagiſtrates auf, „weil über das Lehr⸗ 
verhältniß zwiſchen P. und Z. ein nach den Beſtimmungen des § 90 
der Gewerbeordnung abgeſchloſſener Lehrvertrag nicht beſtehe“. 

Nun legte Franz P. die Miniſterialberufung ein, worin er 
geltend machte, daß zwar der zwiſchen ihm und dem Vater des Lehr— 
lings abgeſchloſſene Vertrag der im § 90 der Gewerbeordnung vor» 
geſchriebenen Förmlichkeiten entbehre, dieſer Mangel allein aber nicht 
die Auflöſung des in Frage ſtehenden Lehrverhältniſſes zur Folge 
haben könne, da keiner der im § 96 der Gewerbeordnung angeführten 
Auflöſungsgründe vorhanden fei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 27. September 1873, 
Z. 14.314 die Entſcheidung der Landesregierung außer Kraft geſetzt 
und unter Beſtätigung des Erkenntniſſes des Stadtmagiſtrates in K. 
ausgeſprochen, „daß Thomas Z. bei Vermeidung der Folgen des § 101 
Alinea 2 der Gewerbeordnung in die Lehre zu P. zurückzukehren 
habe, weil in dem vorliegenden Falle der Beſtand des Lehrverhält— 
niſſes von keiner der in Frage kommenden Parteien beſtritten wurde, 
und auch nach der Actenlage für die Gewerbsbehörde kein Anlaß 
vorliegt, den Beſtand des Lehrverhältniſſes in Zweifel zu ziehen. 
Nachdem die Thatſache des eigenmächtigen Verlaſſens der Lehre ſeitens 
des Thomas Z. conſtatirt iſt und für die Auflöſung des Lehrverhält— 
niſſes auch kein geſetzlicher Grund im Sinne des § 9 der Gewerbe— 
ordnung geltend gemacht worden iſt, ſo erſcheint die Gewerbsbehörde 
nach § 101 Alinea 2 der Gewerbeordnung zur Vornahme der gewerbs— 
polizeilichen Amtshandlung gegen den entwichenen Lehrling Thomas 


Z. verpflichtet“. 1 


Perſonalien. 


4 Seine Majeſtät haben den k. und k. Legationsrath zweiter Kategorie Raphael 
Freiherrn v. Hübner zum Legationsrath erfter Kategorie und den Honorar-Lega⸗ 
tionsrath Karl Grafen Kuefſtein zum k. k. Legationsrath zweiter Kategorie 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter in Reichenberg Jacob Wall. 
dorf und dem Oberpoſtverwalter in Karlsbad Alois Zimmer das goldene Ver— 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Oberpoſtcontrolor Andreas Klier in Wien das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Viceconſulates in Ports⸗ 
mouth⸗Southampton, A. L. van der Bergh zum unbeſoldeten Viceconſul ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Buchhalter Johann Sandny und dem Caſſier 
und Archivar bei der Güterdirection Sr. Majeſtät des Kaiſers Ferdinand in Prag 
Moriz Tietz das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalterei⸗Hilfsämterdirectionsadjuncten Moriz 
Jarabek in Zara das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkecommiſſär Anton Keſchmann 
zum Bezirkshauptmanne in der Bukowina ernannt. 


Erledigungen. 


Prakticantenſtelle bei der nied. öſterr. Statthalterei mit 400 fl. Adiutum, bis 
15. Februar. (Amtsblatt Nr. 27.) 

Zwei Conceptsprakticantenſtellen für den politiſchen Verwaltungsdienſt in 
Krain mit 500 fl. Adjutum jährlich, bis 20. Februar (Amtsblatt Nr. 27.) 

Bergverwalter zugleich Bau- und Maſchinen-Ingenieurſtelle der neunten 
Rangsclaſſe bei der Berg- und Hütten verwaltung in Joachimsthal, bis Ende Fe⸗ 
bruar. (Amtsblatt Nr. 27.) 


Soeben erſchien und iſt durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Zwei Reden 
über 


Reviſian der Gemeindeordnung 


und 


zwangsweiſe Bereinigung der Gemeinden 
gehalten vom 
Tandeshauptmann Dr. Moritz v. Naiſerfeld 
im ſteieriſchen Landtage 
am 13. und 44. Janner 18 7. 


Die Wichtigkeit des Gegenſtandes, welcher in den beiden Reden behandelt 
wird, der Beifall, den dieſelben fanden und die Bedentung des Mannes, der ſie ge⸗ 
ſprochen hat, laſſen deren Verbreitung um jo wünſchenswerther erſcheinen, als die Re⸗ 
viſion der Gemeindeordnung in der nächſten Seſſion der meiſten Landtage neuerdings 
zur Sprache kommen wird. 


Graz. Verlag der Actieugeſellſchaft „Leykam⸗Joſephsthal“. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 


